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Antragsberechtigte

- Alle Investoren (zum Beispiel Hauseigentümer bzw. Wohnungseigentümergemeinschaften (WEG),

Contractoren, Unternehmen, gemeinnützige Organisationen, Kommunen) von förderfähigen Maßnahmen

an Wohngebäuden und Nichtwohngebäuden

- Wenn der Antragsteller nicht der Eigentümer des Gebäudes ist, ist der Gebäudeeigentümer vor

Antragsstellung über die Inanspruchnahme der Förderung sowie über die Höhe des maximalen

Förderbetrags zu informieren. Der Gebäudeeigentümer muss die Einhaltung der ihn betreffenden

Verpflichtungen gegenüber dem Antragsteller bestätigen.

- Antragsberechtigt sind auch Stadtstaaten sowie deren Einrichtungen, wenn sie mit der geförderten

Maßnahme Aufgaben nachkommen, die in anderen Ländern auf kommunaler Ebene wahrgenommen

werden.

Nicht antragsberechtigt:

- der Bund, die Bundesländer und deren Einrichtungen als nicht rechtsfähige Bundesbehörden (d. h. ohne

eigene Rechtsform) in bundeseigener oder landeseigener Verwaltung wie: Oberste Bundesbehörden,

Bundesoberbehörden (auch Obere Bundesbehörden genannt), Bundesmittelbehörden,

Bundesunterbehörden (auch Ortsbehörden genannt) sowie Landesbehörden

- politische Parteien

- Antragsteller, über deren Vermögen ein Insolvenzverfahren beantragt oder eröffnet worden ist, sowie

Antragsteller, die eine eidesstattliche Versicherung gemäß § 807 der Zivilprozessordnung oder eine

Antragstellung an:

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA)

Referate 611 - 615

Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG EM)

Frankfurter Straße 29-35

65760 Eschborn

Sonstiges:

www.bafa.de

(06196) 908-1625

beg@bafa.bund.de

(06196) 908-1800
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Erreichbarkeit: Montag bis Freitag: 08:00 - 18:00

http://www.bafa.de/DE/Energie/Effiziente_Gebaeude/effiziente_gebaeude_node.html
http://www.bafa.de/DE/Energie/Effiziente_Gebaeude/effiziente_gebaeude_node.html
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Vermögensauskunft gemäß § 802c der Zivilprozessordnung oder § 284 der Abgabenordnung abgegeben

haben oder zu deren Abgabe verpflichtet sind

Förderung

Gefördert werden Einzelmaßnahmen an Bestandsgebäuden (Bauantrag bzw. Bauanzeige zum Zeitpunkt

der Antragstellung mindestens fünf Jahre zurückliegend) zur Erhöhung der Energieeffizienz des Gebäudes

an der Gebäudehülle.

Förderfähig

Förderfähige Maßnahmen/Kosten ab einer Mindestinvestition von 300,- € (brutto):

- Dämmung der Gebäudehülle (von Außenwänden, Dachflächen, Geschossdecken und Bodenflächen),

sowie Erneuerung/Aufbereitung von Vorhangfassaden

- Erneuerung, Ersatz oder erstmaliger Einbau von Fenstern, Außentüren und -toren

- Sommerlicher Wärmeschutz durch Ersatz oder erstmaligen Einbau von außenliegenden

Sonnenschutzeinrichtungen mit optimierter Tageslichtversorgung. Dabei sind die Vorgaben der DIN

4108-2:2013-02 zum sommerlichen Mindestwärmeschutz einzuhalten.

- Kosten für "Umfeldmaßnahmen"(die gegebenenfalls anteiligen Kosten für vorbereitende und

wiederherstellende Maßnahmen im Zusammenhang mit der Durchführung der förderfähigen Maßnahmen

(notwendige fachtechnische Arbeiten und Materialien)): Montage, Installation, Einweisung und

Inbetriebnahme; Baustelleneinrichtung wie Bautafel, Schilder, Absperrung von Verkehrsflächen,

Baustellensicherung; Rüstarbeiten wie Gerüst, Schutzbahnen, Fußgängerschutztunnel, Bauaufzüge;

Baustoffuntersuchung; Bautechnische Voruntersuchungen z. B. zum Aufbau der Gebäudehülle;

Deinstallation und Entsorgung von Altanlagen; Entsorgung von Komponenten, Bauteilen oder

Bauteilschichten, Baustoffen, Baumaterial etc. (inklusive Schadstoffe und Sonderabfälle); Herstellung bzw.

Verkleinerung/Vergrößerung/Verschluss notwendiger Wand- und Deckendurchbrüche für Installationen

und Einbringe-/Revisionsöffnungen für energetisch relevante Anlagen, inklusive Dämmmaßnahmen;

Ausbau und Entsorgung von energetisch relevanten Altanlagen; Notwendige bauliche Maßnahmen an

Räumen für technische Anlagen einschließlich Neubau separater Technikräume, sofern für die Umsetzung

der Maßnahmen zwingend erforderlich; Einbau einer energieeffizienzfördernden Regelung in einer

Übergabestation; Wiederherstellungsarbeiten, sofern diese im Zusammenhang mit den energetischen

Maßnahmen stehen.

- Bestandsgebäude sind Gebäude, deren Bauantrag bzw. Bauanzeige zum Zeitpunkt der Antragstellung

mindestens fünf Jahre zurückliegt

Höchstgrenzen förderfähiger Kosten:

1. Bei Wohngebäuden

- für energetische Sanierungsmaßnahmen maximal 30.000,- € pro Wohneinheit und Kalenderjahr

- wenn für die Maßnahmen der iSFP-Bonus gewährt wird oder wenn der Eigentümer des Gebäudes für die

Bundesförderung für "Energieberatung für Wohngebäude (EBW)" nicht antragsberechtigt für den iSFP ist,

maximal 60.000,- €

- für Baubegleitungen und Fachplanungen maximal 5.000,- € bei Ein- und Zweifamilienhäusern, bei

Mehrfamilienhäusern mit drei oder mehr Wohneinheiten maximal 2.000,- € pro Wohneinheit; maximal

20.000,- € pro Zuwendungsbescheid



2. Bei Nichtwohngebäuden

- für energetische Sanierungsmaßnahmen maximal 500,- € pro m² Nettogrundfläche (im thermisch

konditionierten Gebäudevolumen, nach § 3 Absatz 1 Nummer 22 GEG)

- für Baubegleitungen und Fachplanungen maximal 5,- € pro m² Nettogrundfläche; maximal 20.000,- € pro

Zuwendungsbescheid

Einzuhaltende U-Werte für Wohngebäude und Zonen von Nichtwohngebäuden T ≥ 19°C (für Zonen von

Nichtwohngebäuden mit 12°C < T < 19°C gelten erleichterte U-Werte):

- Außenwand ≤ 0,20 W/(m²K)

- Einblasdämmung/Kerndämmung bei bestehendem zweischaligem Mauerwerk ≤ 0,035 W/(mK)

- Außenwände bei Baudenkmalen für alle Gebäude und bei sonstiger besonders erhaltenswerter

Bausubstanz nur für Wohngebäude ≤ 0,45 W/(m²K)

- Außenwände mit Sichtfachwerk (Innendämmung bei Fachwerkaußenwänden, Erneuerung der

Ausfachungen) ≤ 0,65 W/(m²K)

- Fenster, Balkon- und Terrassentüren ≤ 0,95 W/(m²K)

- Ertüchtigung von Fenstern, Balkon- und Terrassentüren sowie von Kastenfenstern sowie von Fenstern

mit Sonderverglasung ≤ 1,3 W/(m²K)

- Barrierearme oder einbruchhemmende Fenster, Balkon- und Terrassentüren ≤ 1,1 W/(m²K)

- Fenster, Balkon- und Terrassentüren mit Sonderverglasung (Verglasung zum Schall- und Brandschutz

sowie Durchschuss-, Durchbruch- und Sprengwirkungshemmung) ≤ 1,1 W/(m²K)

- Fenster, Balkon- und Terrassentüren bei Baudenkmalen für alle Gebäude und bei sonstiger besonders

erhaltenswerter Bausubstanz nur für Wohngebäude ≤ 1,4 W/(m²K)

- Fenster, Balkon- und Terrassentüren mit echten glasteilenden Sprossen bei Baudenkmalen für alle

Gebäude und bei sonstiger besonders erhaltenswerter Bausubstanz nur für Wohngebäude ≤ 1,6 W/(m²K)

- Ertüchtigung von Fenstern, Balkon- und Terrassentüren bei Baudenkmalen für alle Gebäude und bei

sonstiger besonders erhaltenswerter Bausubstanz nur für Wohngebäude ≤ 1,6 W/(m²K)

- Dachflächenfenster ≤ 1,0 W/(m²K)

- Glasdächer ≤ 1,6 W/(m²K)

- Lichtbänder und Lichtkuppeln ≤ 1,5 W/(m²K)

- Vorhangfassaden ≤ 1,3 W/(m²K)

- Außentüren beheizter Räume, Hauseingangstüren ≤ 1,3 W/(m²K)

- Tore (nur Nichtwohngebäude) ≤ 1,0 W/(m²K)

- Dachflächen von Schrägdächern und dazugehörige Kehlbalkenlagen ≤ 0,14 W/(m²K)

- Dachgauben ≤ 0,20 W/(m²K)

- Oberste Geschossdecken und Wände (einschließlich Abseitenwände) gegen unbeheizte Dachräume ≤

0,14 W/(m²K)

- Flachdächer und Dachflächen mit Abdichtung ≤ 0,14 W/(m²K)

- Dachflächen bei Baudenkmalen für alle Gebäude und bei sonstiger besonders erhaltenswerter

Bausubstanz nur für Wohngebäude höchstmögliche ≤ 0,040 W/(mK)

- Wände gegen Erdreich oder unbeheizte Räume sowie Kellerräume ≤ 0,25 W/(m²K)

- Decken gegen unbeheizte Räume sowie Kellerdecken ≤ 0,25 W/(m²K)

- Geschossdecken gegen Außenluft von unten ≤ 0,20 W/(m²K)

- Bodenflächen gegen Erdreich ≤ 0,25 W/(m²K)

- Neuer Fußbodenaufbau bei bestehenden Bodenflächen gegen Erdreich (nur NWG) ≤ 0,35 W/(m²K)



Nicht förderfähig

Nicht förderfähig:

- Boardinghäuser (gewerbliche Beherbergungsbetriebe) sowie Gebäude zur Ferien-/Wochenendnutzung

sind nur dann förderfähige Nichtwohngebäude im Sinne dieser Richtlinie, sofern sie in den

Anwendungsbereich des GEG fallen und eine baurechtliche Einordnung als Nichtwohngebäude vorliegt)

- Ferienhäuser und -wohnungen sowie Wochenendhäuser sind nur dann förderfähige Wohngebäude im

Sinne dieser Richtlinie, sofern sie in den Anwendungsbereich des GEG fallen

- Materialien zur Umsetzung von Umfeldmaßnahmen in Eigenleistung (vorbereitende und

wiederherstellende Maßnahmen im Zusammenhang mit der förderfähigen Maßnahmen)

Art und Höhe der Förderung

- Investitionszuschuss von 15 % der für die jeweilige Einzelmaßnahme einschließlich der erforderlichen

Umfeldmaßnahmen insgesamt entstandenen förderfähigen Kosten

- für die Umsetzung einer Maßnahme im Rahmen eines individuellen Sanierungsfahrplans (iSFP)

Erhöhung des Zuschusses um 5 %

- für förderfähige Kosten der energetischen Fachplanung und Baubegleitung Zuschuss von 50 %

Bitte beachten

- Bei Antragstellung muss ein Lieferungs- oder Leistungsvertrag, geschlossen unter Vereinbarung einer

auflösenden oder aufschiebenden Bedingung der Förderzusage, vorliegen, aus dem sich das

voraussichtliche Datum der Umsetzung der beantragten Maßnahme ergibt. Das Datum darf nicht

außerhalb des Bewilligungszeitraum liegen. Als Vorhabenbeginn gilt der Abschluss eines der Ausführung

zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrags; dies gilt auch bei Nachinvestitionen im Rahmen

bestehender Contractingverträge, bei denen das Vorhaben der Nachinvestition erst mit Abschluss der

weiteren Liefer- und Leistungsverträge des Contractors mit Dritten beginnt. Planungs- und

Beratungsleistungen dürfen vor Antragstellung erbracht werden und führen für sich genommen nicht zur

Annahme eines Vorhabenbeginns.

- Ist eine energetische Sanierungsmaßnahme Bestandteil eines im Förderprogramm "Bundesförderung für

Energieberatung für Wohngebäude" geförderten iSFP und wird diese innerhalb eines Zeitraums von

maximal 15 Jahren nach Erstellung des iSFP umgesetzt, so erhöht sich der für diese Maßnahme

vorgesehene Fördersatz um zusätzliche 5 % (iSFP-Bonus). Als Übergangsregelung werden

Beratungsberichte, die nicht als iSFP erstellt wurden, und die im Zeitraum zwischen dem 1. Juli 2017 und

dem 31. Dezember 2020 vom BAFA im Rahmen der Energieberatung für Wohngebäude (EBW) gefördert

wurden, unter den im Übrigen selben weiteren Voraussetzungen ebenfalls für den iSFP-Bonus

zugelassen. Bereits bei der Antragstellung muss der iSFP vorliegen. Zur Einreichung des

Verwendungsnachweises in der BEG EM muss der iSFP bzw. die geförderte Energieberatung (EBW)

abschließend beschieden und ausgezahlt worden sein. Vom iSFP-Bonus ausgenommen bleiben im

Zusammenhang mit der Umsetzung der Maßnahme vorgenommene Leistungen nach Nummer 5.3, 5.4

Buchstabe b und 5.5 dieser Förderrichtlinie.

- Die Antragsberechtigung gilt für Eigentümer, Pächter oder Mieter des Grundstücks, Grundstücksteils,

Gebäudes oder Gebäudeteils, auf oder in dem die Maßnahme umgesetzt werden soll, sowie für

Contractoren. Die Antragsberechtigung von Pächtern, Mietern oder Contractoren setzt zusätzlich voraus,



dass diese eine schriftliche Erlaubnis des Eigentümers des jeweiligen Grundstücks, Grundstücksteils,

Gebäudes oder Gebäudeteils bzw. eine entsprechende vertragliche Regelung mit dem Eigentümer, die

Maßnahme durchführen zu dürfen, nachweisen können.

- Förderfähig sind die genannten Maßnahmen nur bei Gebäuden, die nach Umsetzung aller Maßnahmen

unter den Anwendungsbereich des GEG fallen.

- Die Zweckbindungsfrist beträgt 10 Jahre.

- Wird die Maßnahme nicht durch ein Fachunternehmen durchgeführt (Eigenleistung), werden nur die

direkt mit der energetischen Sanierungsmaßnahme verbundenen Materialkosten gefördert, wenn ein

Energieeffizienz-Experte oder ein Fachunternehmer die fachgerechte Durchführung und die korrekte

Angabe der Materialkosten mit dem Verwendungsnachweis bestätigt.

- Eine Zuschussförderung wird nur befristet zugesagt. Die Dauer der Befristung beträgt 36 Monate ab

Zugang der Zusage des Zuwendungsbescheids (Bewilligungszeitraum).

- Die Richtlinie endet mit Ablauf des 31. Dezember 2030.

- Die Antragstellung erfolgt online unter: https://fms.bafa.de/BafaFrame/begem2

Kumulierbarkeit

Eine Kumulierung einer Förderung für dieselbe Maßnahme nach dieser Förderrichtlinie mit anderen

Fördermitteln (Kredite oder Zulagen/Zuschüsse) ist grundsätzlich möglich. Die gleichzeitige

Inanspruchnahme einer Förderung nach dieser Förderrichtlinie und einer Förderung nach der

Kommunalrichtlinie sowie der Kälte-Klima-Richtlinie der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI), dem Kraft-

Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG), dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), einer Bundesförderung für

Wärmenetze (zum Beispiel Erneuerbare Energien – Premium, Wärmenetzsysteme 4.0, Bundesförderung

für effiziente Wärmenetze), den Vorgängerprogrammen (CO2-Gebäudesanierungsprogramm/EBS-

Programme, Marktanreizprogramm (MAP), Anreizprogramm Energieeffizienz (APEE),

Heizungsoptimierung (HZO)) oder dem Förderprogramm "Zuschuss Brennstoffzelle" für dieselben

förderfähigen Ausgaben ist nicht möglich.

Ergibt sich infolge der Kumulierung für die zu fördernde Maßnahme ein Fördersatz aus öffentlichen Mitteln

von insgesamt mehr als 60 %, hat dies der Fördernehmer dem jeweiligen Durchführer anzuzeigen.

Übersteigt die Zuschussförderung mit allen öffentlichen Mitteln die Grenze von 60 % der geförderten

Investitionsausgaben, wird der Anteil der BEG-Förderung entsprechend reduziert, bis der Fördersatz

insgesamt wieder auf 60 % sinkt. Der überschüssige Betrag ist durch den Fördernehmer

zurückzuerstatten. Es müssen anteilig nur die sich bei der Kumulierung überschneidenden förderfähigen

Ausgaben der jeweiligen Förderprogramme angesetzt werden. Ob eine weitere Förderung für eine durch

die BEG geförderte Maßnahme in Anspruch genommen wurde, ist im Zuge des Einreichens des

Verwendungsnachweises anzugeben. Für Maßnahmen von kommunalen Antragstellern ist abweichend

davon eine Förderquote von insgesamt bis zu 90 % zulässig.

Für dieselben förderfähigen Ausgaben darf jeweils nur ein Antrag entweder bei der KfW oder dem BAFA

gestellt werden; eine doppelte Antragstellung ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht für die Kombination der

Zuschussförderung mit dem Ergänzungskredit. Für ein Gebäude können jedoch zwei oder mehr Anträge

gestellt werden für unterschiedliche Einzelmaßnahmen und gegebenenfalls von unterschiedlichen

Antragstellern (Contractor, Eigentümer) solange die festgelegten Höchstgrenzen förderfähiger Ausgaben

eingehalten werden.

Ebenso ist eine Kumulierung mit der steuerlichen Förderung nach § 35a und § 35c

Einkommensteuergesetz (EStG) ausgeschlossen. Antragsteller müssen sich verpflichten, für dieselbe

Maßnahme keinen Antrag auf steuerliche Förderung zu stellen oder bestätigen, dass kein Antrag auf



steuerliche Förderung gestellt wurde. Bei Durchführung mehrerer unterschiedlicher Maßnahmen kann

jedoch eine Förderung nach dieser Förderrichtlinie für einzelne Maßnahmen mit der steuerlichen

Förderung der energetischen Gebäudesanierung für einzelne andere Maßnahmen kombiniert werden.

Dies ist eine Zusammenfassung der Förderrichtlinien. Informieren Sie sich auf jeden Fall vor der

Konzeption bzw. Realisierung einer Maßnahme bei der zuständigen Stelle über die vollständigen

Richtlinien.




